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Einleitung 

A. Vorbemerkung zur verfassungsrechtlichen Relevanz 
des Problemkreises staatlicher Kunstförderung 

Kunstförderung  durch den Staat birgt für die Verfassungsinterpretation  eine 
Reihe erheblicher Probleme. Das Aufeinandertreffen von Kunst und Recht in 
der Zentralperspektive des Leistungsstaates schafft  eine Beziehung, die von 
Vertretern beider Lebensbereiche mit Skepsis bis offenem Unbehagen be-
trachtet wird. Zu den verfassungsrechtlich  nicht abschließend geklärten Fra-
gen des gewährenden Staatshandelns tritt mit der Kunst eine Lebensbereich 
auf den Plan, der sich gerade aus der Bemühung zu speisen scheint, Festle-
gungen zu vermeiden, Unsicherheiten zu schaffen  und eine politisch geprägte 
Lebenswirklichkeit zu hinterfragen1. Die rechtliche2 Verklammerung so unter-
schiedlicher Wirklichkeitsebenen mit der Hoffnung  auf wechselseitige Berei-
cherung darf  nicht zur Umklammerung der Kunst durch ein Staatskunstkon-
zept pervertieren3. Diese Gefahr ist um so größer je allgemeiner Aufgabenzu-
weisungen im Bereich staatlicher Kunstförderung  begründet werden4. Unter 
dem vordergründig eingängigen Begriff  "Kunstförderung"  stehen im Schnitt-
punkt von Kultur-, Sozial-, Bildungs- und Steuerpolitik höchst uneinheitliche 
Regelungsbereiche zu verfassungsrechtlichen  Klärung an. 

Die verfassungsrechtliche  Auseinandersetzung mit der umfangreichen 
Rechtsprechung und Literatur steht unter dem Vorbehalt, daß die je zugrunde 
gelegten Konzeptionen im Rahmen der Aufgabenbegründung oft nur durch-
schimmern und Disparates im abstrakten Terminus der "Kunstförderung" 

1 Vgl. dazu Hofmann , Kunst und Politik, S. 35. Weiterhin Bürger , Prosa der Mo-
derne, S. 439 ff. 

2 Zweifelhaft  ist die Ontologisierung dieses Verhältnisses, wie sie etwa Kewenig, 
UFITA Bd. 58, 91 konstatiert: "Es dürfte wenige Dinge geben, die sich wesensmäßig 
so fremd sind wie Kunst und Recht". Schon Jacob Grimm , Von der Poesie im Recht, 
S. 8, hat auf den gemeinsamen Ursprung von Recht und Dichtkunst hingewiesen. Für 
beide gelte: "...in keinem ist blosze Satzung noch eitle erfmdung zu haus". Vgl. auch 
die satirische Darstellung bei Herbert , Poesie "und" Grundgesetz, S. 43 ff. 

3 Darin liegt die "historische Gefahr".  Vgl. Schiaich , S. 257 f.; ausführlich  Erbel. , 
Kunstfreiheitsgarantie,  S. 65 ff.  zum nationalsozialistischen Zugriff  auf die Kunst. 

4 Roellecke , DÖV 1983, 654 zu diffusen  Kulturstaatsargumentationen. 
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eingeebnet wird. Diese Untersuchung versucht, das Feld staatlicher Kunstför-
derung umfassend zu entfalten. 

Die damit implizierte Problemfülle macht es erforderlich,  die verfassungs-
rechtliche Akzentuierung auf die Konstruktion des Zusammenhangs zu kon-
zentrieren und Detailfragen auszublenden, wo sie für das Gesamtverständnis 
nicht tragend oder bereits hinreichend dogmatisch abgeklärt sind. 

Neben die klassische Gefahr staatlichen Kunstrichtertums rückt die Plurali-
sierung der Funktionen staatlicher Kunstförderung  durch Verbände und ande-
re private Initiativen in die verstärkte Aufmerksamkeit  der Verfassungsinter-
pretation. Daß das abwehrrechtliche Paradigma der Ausgrenzung staatlichen 
Handelns den Anforderungen  an eine umfassende, freiheitsgerechte  Konzepti-
on der Kunstpflege5 nicht genügt, läßt schon ein erster Blick auf die Verfas-
sungswirklichkeit vermuten, die eine Vielzahl staatlich gesellschaftlicher Ko-
operationen präsentiert. Auf der freiheitsorientierten  Fortentwicklung dieser 
Formen des Zusammenwirkens staatlicher und gesellschaftlicher Kräfte,  die 
Ergebnis langwieriger Erfahrungsprozesse  im Umgang mit der künstlerischen 
Freiheit sind, ist gegenüber kulturmodischen Postulaten zu insistieren, die auf 
die Privatisierung der Kunstförderung  drängen. Wenn es für die verfassungs-
rechtliche Bestimmung der staatlichen Kunstförderung  gelingt, die Feststel-
lung: "Je mehr für die Kultur geschieht, desto schlechter für sie"6, im dialekti-
schen Sinne aufzuheben, sollte dieser Aufgabenbereich einer rationalen 
Konstruktion zugänglich sein. 

Es gilt zu zeigen, daß nicht jedes staatliche Engagement a priori eine Min-
derung der künstlerischen Freiheit bedeutet7, sondern in einer präzisen verfas-
sungsrechtlichen Bestimmung und Begrenzung erst die Voraussetzungen der 
künstlerischen Freiheit im Zusammenhang staatlicher und gesellschaftlicher 
Kräfte schafft.  Eine vorurteilslose verfassungsrechtliche  Deutung der Stellung 
des Künstler und der Kunst wird sich durch den Gedanken leiten lassen, "daß 
der Künstler weder der Priester noch der Sklave der Gesellschaft ist, sondern 
eines ihrer Mitglieder, welches spezielle Qualitäten, wesentlich zu deren Exi-
stenz, besitzt".8 Existenziell sind die sozialintegrativen und identitätsstifienden 

5 Die Begriffe  "Kunstförderung"  und "Kunstpflege" werden synonym verwendet, da 
ein juristisch erheblicher Bedeutungsunterschied nicht ersichtlich ist und der in älteren 
Darstellungen bevorzugte Terminus der "Kunstpflege" allenfalls historische Konnota-
tionen wecken mag. 

6 Steuermann,  zit. nach Adorno,  Merkur 1960, 101. 
7 Gegen dieses traditionelle Vorurteil schon König/Silbermann,  S. 15 ff.  m.w.N. zur 

Dichotomisierung von künstlerischer Freiheit und sozialer Sicherung. 
8 König/Silbermann , S. 66. Ahnlich Sauberzweig , Der Künstler ist ein Staatsbürger 

wie jeder andere, S. 53 ff.  Vgl. zur Außenseiterrolle des Künstlers aber auch das reiche 
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Wirkungen der Kunst, die nicht einer Kunst mit hoher Akzeptanz vorbehalten 
sind, sondern gerade von populären Kunstformen ausgelöst werden. Die ver-
stärkte Bemühung um ein verbessertes Verständnis staatlicher Kunstförderung 
rührt nicht zuletzt aus der Beobachtung immer weiter zunehmender Konzen-
trationen wirtschaftlicher  und ideologischer Macht im Lebensbereich "Kunst", 
die einen Großteil der Künstler von den vitalen Bedingungen gesellschaftli-
cher Geltung abdrängen. 

B. Das Verhältnis von Kunst und Recht als Methodenproblem 

I. Zum Interpretationsschicksal des Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG 

Die Vorrüstung einer verfassungsrechtlichen  Monographie mit einer me-
thodologischen Reflexion mag als verblichene Mode gelten9. Daß dies hier 
dennoch geschieht, legitimiert sich nicht aus dem Anspruch einer unzeitge-
mäßen Betrachtung, sondern verdankt sich dem spezifischen Interpretation-
schicksal des Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG. Die Auseinandersetzung um die Kunst-
freiheit,  die in der verfassungsrechtlichen  Konzipierung der Kunstförderung 
eine herausragende Funktion einnimmt, war seit je zugleich ein heftiger 
Streitfall  der adäquaten Auslegungsmethode. In der Kritik der grundlegenden 
Mephisto-Entscheidung10 ist selbst dem Bundesverfassungsgericht  "Wider-
sprüchlichkeit und Unsinn der ästhetischen Argumente"11, "Mystifizierung"12 

und sogar der Vorwurf,  "schlichtweg Unfug"13 zu produzieren, entgegenge-
halten worden. 

Nun gehört die Desavouierung entgegengesetzter Standpunkte mit dem 
methodologischen Zeigefinger für sich betrachtet nicht zu den ungewöhnli-
chen Argumentationsweisen14. Spezifisch für Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG ist aber 

historische Fallmaterial bei Wittkower/Wittkower,  Künstler - Außenseiter der Gesell-
schaft. 

9 Vgl. die Polemik bei Lerche,  Stil, Methode, Ansicht, S. 191 ff.,  insbesondere 
S. 197 ff. 

1 0 BVerfGE 30, 173 ff. 
11 Haverkamp,  S. 199 zur Interferenz  juristischer und literarischer Hermeneutik. 
12 Haverkamp,  S. 201. 
13 Oettinger,  Kunst ist als Kunst nicht justiziabel, S. 173. 
1 4 Vgl. Kriele,  Juristische Hermeneutik am Beispiel der Mephisto-Entscheidung, 

S. 157. 


